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Auf Grund des § 84 Absatz 2 der Bauordnung für Berlin vom 
29. September 2005 (GVBl. S. 495), die zuletzt durch Artikel I des 
Gesetzes vom 8. Juli 2010 (GVBl. S. 396) geändert worden ist, wird 
verordnet:

Artikel I
Die Bautechnische Prüfungsverordnung vom 12. Februar 2010 

(GVBl. S. 62) wird wie folgt geändert:
1.	 Im Inhaltsverzeichnis werden nach der Angabe „Anlage 4“ die 

folgenden Angaben angefügt:
„Anlage 5
Anlage 6“

2.	 § 12 wird wie folgt geändert:
Es wird folgender neuer Absatz 4 angefügt:

„(4) Die Einzelheiten des Prüfungsverfahrens sind in der An-
lage 5 geregelt.“

3.	 § 18 wird wie folgt geändert:
Es wird folgender neuer Absatz 3 angefügt:

„(3) Die Einzelheiten des Prüfungsverfahrens sind in der An-
lage 6 geregelt.“

4.	 Es werden die Anlagen 5 und 6 aus dem Anhang zu dieser Ver-
ordnung angefügt.

Artikel II
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 23. August 2010
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung

Ingeborg J u n g e – R e y e r

Erste Verordnung 
zur Änderung der Bautechnischen Prüfungsverordnung

Vom 23. August 2010
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Anhang zu Artikel I Nummer 4
	 Anlage 5

(zu § 12 Absatz 4 BauPrüfV)

Prüfungsverfahren für die Anerkennung von Prüfingenieurinnen 
und Prüfingenieuren für Standsicherheit

I.	 Verfahren
Der Prüfungsausschuss (im Folgenden: Ausschuss) prüft die fachli-
che Eignung der Bewerberinnen und Bewerber in einem dreistufi-
gen Prüfungsverfahren. In der ersten Stufe werden der fachliche 
Werdegang und die Referenzobjektliste bewertet, in den Stufen 2 
und 3 haben die Bewerberinnen und Bewerber ihre fachlichen 
Kenntnisse schriftlich und mündlich darzulegen. Die Prüfung for-
maler Anerkennungsvoraussetzungen obliegt der Anerkennungsbe-
hörde.

1.	 Stufe: Bewertung des fachlichen Werdegangs und der Refe-
renzobjektliste

1.1	Zweck
Die Bewertung des fachlichen Werdegangs und der Referenzobjekt-
liste dient der Überprüfung, ob die Bewerberin oder der Bewerber 
Standsicherheitsnachweise für bauliche Anlagen im Sinne der Bau-
ordnung für eine ausreichende Vielfalt von Bauarten auch für sta-
tisch-konstruktiv schwierige Vorhaben der Bauwerksklassen 4 und 5 
angefertigt und dabei als Ingenieurin oder Ingenieur überdurch-
schnittliche Fähigkeiten bewiesen hat.

1.2	Fragebogen
Zur Prüfung der mindestens zehnjährigen Erfahrung in der Aufstel-
lung von Standsicherheitsnachweisen, der technischen Bauleitung 
oder vergleichbarer Tätigkeiten nach § 10 Satz 1 Nummer 2 hat die 
Bewerberin oder der Bewerber mit der Antragstellung in einem Fra-
gebogen ihren oder seinen fachlichen Werdegang darzustellen, aus 
dem die jeweilige Tätigkeitsdauer und der Tätigkeitsbereich hervor-
gehen. In einer chronologischen Liste sind diejenigen Baumaßnah-
men aufzuführen, für die die Bewerberin oder der Bewerber in den 
letzten zehn Jahren vor Antragstellung mit der Aufstellung von Stand-
sicherheitsnachweisen betraut war. Daraus hat sie oder er für jede 
beantragte Fachrichtung sechs statisch-konstruktiv schwierige Bau-
maßnahmen auszuwählen, von denen sie oder er annimmt, dass diese 
ihre oder seine Qualifikation für die Tätigkeit als Prüfingenieurin oder 
Prüfingenieur für Standsicherheit am besten widerspiegeln und auf 
jeweils höchstens drei Seiten eingehender zu beschreiben. Die Be-
schreibung soll folgende Angaben über das Bauwerk enthalten:
–	 Größe,
–	 Konstruktionsprinzip,
–	 statische und konstruktive Besonderheiten,
–	 Schwierigkeitsgrad (Bauwerksklasse bzw. Honorarzone nach 

HOAI),
–	 Bauherrin/Bauherr bzw. Auftraggeber/Auftraggeberin,
–	 Prüfingenieurin/Prüfingenieur bzw. Prüfsachverständige/Prüf-

sachverständiger sowie
–	 persönlich bearbeitete Teile
und durch eine Skizze oder Foto des Bauwerks ergänzt werden. Die-
se Unterlagen stellt die Anerkennungsbehörde dem Ausschuss zur 
Verfügung.
1.3	Bewertung
Der Fragebogen und die darin aufgeführten Referenzprojekte wer-
den von zwei Mitgliedern des Prüfungsausschusses (im Folgenden: 
Prüfende) einzeln und unabhängig voneinander durch Punkte be-
wertet. Weichen die Bewertungen um nicht mehr als 15 % der mög-

lichen Punkte voneinander ab, so gilt der Durchschnitt. Bei größeren 
Abweichungen nimmt eine Drittprüfende oder ein Drittprüfender 
eine weitere Bewertung vor. Die zusammenfassende Bewertung er-
folgt durch die arithmetische Mittelbildung. Die Prüfenden werden 
durch die oder den Vorsitzenden des Ausschusses (im Folgenden: 
Vorsitzende oder Vorsitzender) benannt. Die Bewerberin oder der 
Bewerber muss zur Weiterführung des Verfahrens mindestens 60 % 
der möglichen Punkte erreichen. Erreicht sie oder er diese Punktzahl 
nicht, hat sie oder er ihre oder seine fachliche Eignung nicht nachge-
wiesen.
Wiederholt die Bewerberin oder der Bewerber das Prüfungsverfah-
ren zeitnah und hat sie oder er im letzten Prüfungsverfahren mindes-
tens die Zulassung zur schriftlichen Prüfung erreicht, kann der Aus-
schuss ganz oder teilweise auf eine erneute Bewertung des fachlichen 
Werdegangs und der Referenzobjektliste verzichten. Das Ergebnis 
der 1. Stufe lautet:
a)	 „Zulassung zur schriftlichen Prüfung“ oder
b)	 „Der Ausschuss stellt fest, dass die Bewerberin oder der Bewer-

ber nicht durch ihre oder seine Leistungen als Ingenieurin oder 
Ingenieur, insbesondere durch die Aufstellung von Standsicher-
heitsnachweisen für eine ausreichende Vielfalt von Bauarten 
auch für statisch-konstruktiv schwierige Vorhaben der Bau-
werksklassen 4 und 5 überdurchschnittliche Fähigkeiten bewie-
sen hat.“
Somit ist das Anerkennungsverfahren auf dieser Stufe durch Ab-
lehnungsbescheid der Anerkennungsbehörde zu beenden. Hier-
zu sind der Anerkennungsbehörde vom Ausschuss die Entschei-
dung mit Begründung und die die Bewerberin oder den Bewerber 
betreffenden Unterlagen zeitnah zu übergeben.

2.	 Stufe: Schriftliche Prüfung

2.1	Prüfstoff
Die schriftliche Prüfung dient der Feststellung, ob die Bewerberin 
oder der Bewerber die für eine Prüfingenieurin oder einen Prüfinge-
nieur erforderlichen Fachkenntnisse und Erfahrungen besitzt. Die 
Prüfungsfragen erstrecken sich somit auf alle Bereiche der 
Aufgabenerledigung der Prüfingenieurin oder des Prüfingenieurs. 
Da eine Prüfingenieurin oder ein Prüfingenieur, die oder der für eine 
bestimmte Fachrichtung anerkannt ist, auch einzelne Bauteile mit 
höchstens durchschnittlicher Schwierigkeit der anderen Fachrich-
tungen prüfen darf, können Aufgaben aus den drei Fachrichtungen 
Massivbau, Metallbau und Holzbau bis zum Schwierigkeitsgrad der 
Bauwerksklasse 3 gestellt werden. Für die beantragte Fachrichtung 
sind Kenntnisse bis zum Schwierigkeitsgrad der Bauwerksklasse 5 
nachzuweisen. Darüber hinaus sind Fachkenntnisse nachzuweisen 
aus den Gebieten Statik der Tragwerke, Grundbau und Bodenme-
chanik, konstruktiver Glasbau, Bauordnungsrecht einschließlich 
Bauproduktenrecht und konstruktiver Brandschutz (Feuerwider-
standsfähigkeit der tragenden Bauteile).

2.2	Verfahren
Die zur Weiterführung des Verfahrens zugelassenen Bewerberinnen 
und Bewerber werden von der Geschäftsstelle des Ausschusses mit 
einer Frist von mindestens vier Wochen zur schriftlichen Prüfung 
eingeladen. Die Dauer der schriftlichen Prüfung beträgt in der Regel 
fünf Stunden. Die Aufgabenstellungen für die schriftliche Darle-
gung der Fachkenntnisse sind von den Prüferinnen oder Prüfern mit 
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werberin oder dem Bewerber das Ergebnis mitgeteilt und in einer 
Niederschrift festgehalten. Das Ergebnis der 3. Stufe lautet:
a)	 „Der Ausschuss stellt fest, dass die für eine Prüfingenieurin oder 

einen Prüfingenieur erforderlichen Fachkenntnisse und Erfah-
rungen und die erforderlichen Kenntnisse der einschlägigen 
bauordnungsrechtlichen Vorschriften von der Antragstellerin 
oder vom Antragsteller nachgewiesen werden konnten.“ Der 
Ausschuss übermittelt diese Entscheidung der Anerkennungsbe-
hörde.
oder

b)	 „Der Ausschuss stellt fest, dass die für eine Prüfingenieurin oder 
einen Prüfingenieur erforderlichen Fachkenntnisse und Erfah-
rungen und die erforderlichen Kenntnisse der einschlägigen 
bauordnungsrechtlichen Vorschriften vom Antragsteller nicht 
nachgewiesen werden konnten.“
Somit ist das Anerkennungsverfahren durch Ablehnungsbe-
scheid der Anerkennungsbehörde zu beenden. Hierzu sind der 
Anerkennungsbehörde vom Ausschuss die Entscheidung mit 
Begründung und die die Bewerberin oder den Bewerber betref-
fenden Unterlagen zeitnah zu übergeben.

II.	 Ausweispflicht und Belehrung
Die Prüfungsteilnehmerinnen und -teilnehmer haben sich auf Ver-
langen auszuweisen. Sie sind vor Beginn der Prüfung über den Prü-
fungsablauf, die zur Verfügung stehende Zeit, die erlaubten Arbeits- 
und Hilfsmittel sowie die Folgen von Täuschungsversuchen bzw. 
-handlungen und Ordnungsverstößen zu belehren.

III.	Täuschungsversuche und Ordnungsverstöße
Unternimmt es eine Bewerberin oder ein Bewerber, das Ergebnis 
ihrer oder seiner Prüfung durch Täuschung, Bestechung, Mitsich-
führen oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflus-
sen oder macht sie oder er sich sonst eines erheblichen Verstoßes 
gegen die Ordnung schuldig, so ist dies in der Niederschrift zu ver-
merken. Die Bewerberin oder der Bewerber muss von der weiteren 
Teilnahme an der Prüfung ausgeschlossen werden. Die Prüfung gilt 
in diesem Fall als nicht bestanden.

IV.	Rücktritt
Die Bewerberin oder der Bewerber kann nach erfolgter Zulassung 
zur schriftlichen oder mündlichen Prüfung vor Beginn der Prüfung 
durch schriftliche Erklärung von der Teilnahme an der Prüfung zu-
rücktreten. In diesem Fall gilt die Prüfung als nicht begonnen. Tritt 
die Bewerberin oder der Bewerber nach Beginn der Prüfung, ohne 
dass ein wichtiger Grund vorliegt, von der Prüfung zurück, so gilt 
diese als nicht bestanden.
Liegt ein wichtiger Grund vor, gilt die Prüfung als nicht begonnen. 
Den Grund für die Verhinderung hat die Antragstellerin oder der An-
tragsteller nachzuweisen. Über das Vorliegen eines wichtigen Grun-
des entscheidet die Anerkennungsbehörde. Sofern die mündliche 
Prüfung als nicht begonnen gilt, müssen die Stufen 2 und 3 insge-
samt wiederholt werden.

V.	 Akteneinsicht
Der Bewerberin oder dem Bewerber wird auf Antrag Einsicht in ihre 
oder seine Prüfungsarbeit und die darauf bezogenen Bewertungen 
der Prüfungsleistung gewährt. Der Antrag ist bei der zuständigen 
Anerkennungsbehörde zu stellen. Diese bestimmt Zeit und Ort der 
Einsichtnahme. Die Einsichtnahme erfolgt unter Aufsicht. Die Be-
werberin oder der Bewerber ist nicht berechtigt, von der Prüfungs-
akte insgesamt oder in Teilen Kopien anzufertigen.

den Lösungen und Bewertungsvorschlägen bei der Vorsitzenden 
oder dem Vorsitzenden einzureichen. Der Ausschuss wählt daraus 
die zu bearbeitenden Aufgaben aus und beschließt über das Bewer-
tungsschema sowie über die Bearbeitungszeit und die Benutzung 
von Hilfsmitteln. Das Bewertungsschema ist den Bewerberinnen 
und Bewerbern vor der Aufgabenbearbeitung bekannt zu geben; die 
zugelassenen Hilfsmittel mit der Einladung zur schriftlichen Prü-
fung. Zwei von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden zu bestim-
mende Mitglieder des Ausschusses müssen während der schriftli-
chen Prüfung anwesend sein und die Aufsicht führen. Über den 
Verlauf der Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen.

2.3	Bewertung
Die schriftlichen Prüfungsarbeiten werden von zwei Prüfenden un-
abhängig voneinander bewertet. Weichen die Bewertungen um nicht 
mehr als 15 % der möglichen Punkte voneinander ab, so gilt der 
Durchschnitt. Bei größeren Abweichungen nimmt eine Drittprüferin 
oder ein Drittprüfer eine weitere Bewertung vor. Die zusammenfas-
sende Bewertung erfolgt durch die arithmetische Mittelbildung. Die 
Prüfenden werden durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden be-
nannt. Die Bewerberin oder der Bewerber muss zur Weiterführung 
des Verfahrens mindestens 60 % der möglichen Punkte erreichen. 
Erreicht sie oder er diese Punktzahl nicht, hat sie oder er ihre oder 
seine fachliche Eignung nicht nachgewiesen. Das Ergebnis der 
2. Stufe lautet:
a)	 „Zulassung zur mündlichen Prüfung“ oder
b)	 „Der Ausschuss stellt fest, dass die für eine Prüfingenieurin oder 

einen Prüfingenieur erforderlichen Fachkenntnisse und die er-
forderlichen Kenntnisse der einschlägigen bauordnungsrechtli-
chen Vorschriften in der schriftlichen Prüfung nicht nachgewie-
sen werden konnten.“
Somit ist das Anerkennungsverfahren auf dieser Stufe durch Ab-
lehnungsbescheid der Anerkennungsbehörde zu beenden. Hier-
zu sind der Anerkennungsbehörde vom Ausschuss die Entschei-
dung mit Begründung und die die Bewerberin oder den Bewerber 
betreffenden Unterlagen zeitnah zu übergeben.

3.	 Stufe: Mündliche Prüfung

3.1	Verfahren
Die mündliche Prüfung soll spätestens drei Monate nach der schrift-
lichen Prüfung stattfinden. Die zur Weiterführung des Verfahrens 
zugelassenen Bewerberinnen und Bewerber werden von der Ge-
schäftsstelle des Ausschusses mit einer Frist von mindestens drei 
Wochen zur mündlichen Prüfung eingeladen. In der mündlichen 
Prüfung erhält die Bewerberin oder der Bewerber Gelegenheit, in 
einem ca. zehnminütigen Vortrag mithilfe von Zeichnungen oder 
Präsentationstechniken ein von ihr oder ihm bearbeitetes Bauvorha-
ben vorzustellen. Das Bauvorhaben ist aus der Liste der sechs Refe-
renzobjekte auszuwählen, die von ihr oder ihm eingehender be-
schrieben wurden. Daran schließt sich eine, in der Regel 
halbstündige Befragung des Ausschusses zu allen Aufgabenberei-
chen der Prüfingenieurin oder des Prüfingenieurs für Standsicherheit 
anhand des vorgestellten Bauvorhabens an.

3.2	Bewertung
Die Bewertung der mündlichen Prüfung erfolgt nach Beratung im 
Ausschuss durch Abstimmung. Neben dem Fachwissen sollen dabei 
auch Urteilsvermögen, Sicherheit im Auftreten und Ausdrucksfähig-
keit berücksichtigt werden. Nach der Beschlussfassung wird der Be-



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      66. Jahrgang      Nr. 22         16. September 2010 425

	 Anlage 6
(zu § 18 Absatz 3 BauPrüfV)

Prüfungsverfahren für die Anerkennung von Prüfingenieurinnen 
und Prüfingenieuren für Brandschutz

I.	 Verfahren
Der Prüfungsausschuss (im Folgenden: Ausschuss) prüft die fachli-
che Eignung der Antragstellerin oder des Antragstellers in einem 
dreistufigen Prüfungsverfahren. In der ersten Stufe werden der fach-
liche Werdegang und die Referenzobjektliste bewertet, in den Stufen 
2 und 3 hat die Antragstellerin oder der Antragsteller ihre oder seine 
fachlichen Kenntnisse schriftlich und mündlich darzulegen. Die 
Prüfung formaler Anerkennungsvoraussetzungen obliegt der Aner-
kennungsbehörde.

1.	 Stufe: Bewertung des fachlichen Werdegangs und der Refe-
renzobjektliste

Der Ausschuss stellt anhand der Antragsunterlagen1, insbesondere 
anhand des fachlichen Werdegangs und der Referenzobjektliste, die 
mindestens fünfjährige Erfahrung des Antragstellers in der brand-
schutztechnischen Planung und Ausführung von Gebäuden, insbe-
sondere von Sonderbauten unterschiedlicher Art mit höherem 
brandschutztechnischen Schwierigkeitsgrad, oder deren Prüfung, 
fest. Es werden mindestens drei Brandschutznachweise/Prüfberichte 
von Sonderbauten aus der vorgelegten Referenzobjektliste der An-
tragstellerin oder des Antragstellers im Hinblick auf die Eignung der 
Antragstellerin oder des Antragstellers durch benannte Mitglieder 
des Ausschusses (im Folgenden: Prüfende) beurteilt. Verantwortlich 
für die Auswahl der Vorhaben ist der Ausschuss. Die Auswahl wird 
der Anerkennungsbehörde einschließlich der benannten Prüfenden 
übermittelt. Verantwortlich für die Abforderung der Unterlagen und 
Prüfberichte zu den ausgewählten Vorhaben sowie die Übergabe an 
die Prüfenden ist die Anerkennungsbehörde; die Geschäftsstelle des 
Ausschusses ist über die erfolgte Übergabe zu informieren. Jeder 
Brandschutznachweis/Prüfbericht wird von zwei Prüfenden unab-
hängig voneinander bewertet. Die Bewertung erfolgt schriftlich. Die 
Prüfenden berichten dem Ausschuss über die erfolgte Bewertung. 
Der Ausschuss bestimmt die abschließende Bewertung. Der Aus-
schuss behält sich eine Nachprüfung und Neubewertung vor. Die 
Bewertungen einschließlich der Begründungen sind durch den Aus-
schuss zur Niederschrift zu geben.
Wiederholt die Antragstellerin oder der Antragsteller das Prüfungs-
verfahren zeitnah und hat sie oder er im letzten Prüfungsverfahren 
mindestens die Zulassung zur schriftlichen Prüfung erreicht, kann 
der Ausschuss ganz oder teilweise auf eine erneute Bewertung der 
Brandschutznachweise/Prüfberichte verzichten. Das Ergebnis der 
1. Stufe lautet: 
a)	 „Zulassung zur schriftlichen Prüfung“ oder
b)	 „Der Ausschuss stellt fest, dass die Voraussetzung, nach der bei 

der Antragstellerin oder beim Antragsteller mindestens fünf Jah-
re Erfahrung in der brandschutztechnischen Planung und Aus-
führung von Gebäuden, insbesondere von Sonderbauten unter-
schiedlicher Art mit höherem brandschutztechnischen 
Schwierigkeitsgrad, oder deren Prüfung vorliegen, nicht erfüllt 
ist.“ oder

c)	 „Die Beurteilung der Brandschutznachweise/Prüfberichte ver-
weist auf Mängel, die eine Weiterführung des Verfahrens nicht 
gestatten. Einzelheiten sind den Beurteilungen der Prüfenden zu 
entnehmen.“
Mithin ist das Anerkennungsverfahren auf dieser Stufe durch 
Ablehnungsbescheid der Anerkennungsbehörde zu beenden. 
Hierzu sind der Anerkennungsbehörde vom Ausschuss die Ent-
scheidung mit Begründung und die die Antragstellerin oder den 
Antragsteller betreffenden Unterlagen zeitnah zu übergeben.

2.	 Stufe: Schriftliche Prüfung

2.1	Verfahren
Die schriftliche Prüfung beinhaltet folgende Bereiche:
–	 abwehrender Brandschutz,
–	 Brandverhalten von Bauprodukten und Bauarten,
–	 anlagentechnischer Brandschutz und
–	 einschlägige bauordnungsrechtliche Vorschriften.
Der Schwierigkeitsgrad der Prüfungsaufgaben ist auf das Niveau 
von Sonderbauten unterschiedlicher Art mit höherem brandschutz-
technischen Schwierigkeitsgrad abzustellen. Die Dauer der schriftli-
chen Prüfung beträgt zwei mal drei Stunden mit einer Pause von 
mindestens einer halben Stunde. Verantwortlich für die Auswahl der 
Prüfungsaufgaben, die Durchführung und die Auswertung der Prü-
fung ist die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Ausschusses. Ver-
antwortlich für die Einladung der Antragstellerinnen und Antragstel-
ler zur schriftlichen Prüfung ist die Geschäftsstelle des Ausschusses. 
Zwei von der Vorsitzenden oder vom Vorsitzenden zu bestimmende 
Mitglieder des Ausschusses müssen während der schriftlichen Prü-
fung anwesend sein und die Aufsicht führen. Über den Verlauf der 
Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen.

2.2	Arbeits- und Hilfsmittel
Die Entscheidung über die zur Prüfung zugelassenen Arbeits- und 
Hilfsmittel trifft der Ausschuss im Einzelfall und gibt sie mit der 
Einladung zur Prüfung bekannt. Hilfsmittel können Regelungen 
sein, die für den Brandschutz relevant sind, wie zum Beispiel die 
Landesbauordnung, Verordnungen, Verwaltungsvorschriften, Tech-
nische Baubestimmungen und Richtlinien. Hilfsmittel dürfen keine 
inhaltlichen Zusätze, Einlagen, Bemerkungen oder Ähnliches ent-
halten.

2.3	Bewertung
Die schriftlichen Prüfungsarbeiten werden von zwei Prüfenden un-
abhängig voneinander begutachtet und bewertet. Die Bewertung 
erfolgt mit ganzen Punkten. Weichen die Bewertungen der Prüfen-
den einer Arbeit um nicht mehr als 15 % der möglichen Punktzahl 
für jede Aufgabe voneinander ab, so gilt der Durchschnitt. Bei grö-
ßeren Abweichungen müssen sich die Prüfenden einigen und das 
Ergebnis der Abstimmung dem Ausschuss vortragen. Der Ausschuss 
behält sich eine Nachprüfung und Neubewertung vor.

1	 Zu den Antragsunterlagen gehören die Darstellung des fachlichen Werdegangs sowie eine Referenzobjektliste der Antragstellerin oder des Antragstellers von 
mindestens zehn Sonderbauvorhaben unterschiedlicher Art mit höherem brandschutztechnischen Schwierigkeitsgrad (Brandschutznachweise für Sonderbauten 
oder deren Prüfung). Bei den Vorhaben muss die Antragstellerin oder der Antragsteller die brandschutztechnische Planung und Ausführung von Gebäuden oder 
deren Prüfung selbst durchgeführt haben und dies erklären. Die Auswahl der Vorhaben hat von der Antragstellerin oder vom Antragsteller so zu erfolgen, dass ein 
Zeitraum ihrer oder seiner Tätigkeit von mindestens fünf Jahren widergespiegelt wird. Die Vorhaben sollen nicht älter als zehn Jahre sein; die Antragstellerin oder 
der Antragsteller muss über die Unterlagen der Vorhaben und ggf. Prüfberichte verfügen.
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Die schriftliche Prüfung gilt als bestanden, wenn bei allen Fragen-
komplexen jeweils mehr als die Hälfte der möglichen Punkte er-
reicht werden. Das Ergebnis der 2. Stufe lautet:
a)	 „Zulassung zur mündlichen Prüfung“ oder
b)	 „Der Ausschuss stellt fest, dass die erforderlichen Kenntnisse im 

Bereich des abwehrenden Brandschutzes, des Brandverhaltens 
von Bauprodukten und Bauarten, des anlagentechnischen 
Brandschutzes und die erforderlichen Kenntnisse der einschlä-
gigen bauordnungsrechtlichen Vorschriften von der Antragstel-
lerin oder vom Antragsteller in der schriftlichen Prüfung nicht 
nachgewiesen werden konnten.2“

	 Mithin ist das Anerkennungsverfahren auf dieser Stufe durch 
Ablehnungsbescheid der Anerkennungsbehörde zu beenden. 
Hierzu sind der Anerkennungsbehörde vom Ausschuss die Ent-
scheidung mit Begründung und die die Antragstellerin oder den 
Antragsteller betreffenden Unterlagen, insbesondere die Prü-
fungsarbeit und die darauf bezogenen Bewertungen der Prü-
fungsleistung, zeitnah zu übergeben.

3.	 Stufe: Mündliche Prüfung

3.1	Verfahren
In der mündlichen Prüfung hat die Antragstellerin oder der Antrag-
steller ihre oder seine Kenntnisse vor dem Ausschuss nachzuweisen. 
Die Grundlage dazu bilden die eingereichten Brandschutznachwei-
se/Prüfberichte und die Ergebnisse der Beantwortung der schriftli-
chen Prüfungsaufgaben sowie die Fragen der Mitglieder des Aus-
schusses. Die Dauer der mündlichen Prüfung beträgt für jede 
Prüfungsteilnehmerin und jeden Prüfungsteilnehmer ca. eine halbe 
Stunde. Verantwortlich für die Einladung der Antragstellerinnen und 
Antragsteller zur mündlichen Prüfung ist die Geschäftsstelle des 
Ausschusses. Verantwortlich für die Durchführung der Prüfung, für 
die Niederschrift sowie für die Abgabe der Entscheidung ist der Vor-
sitzende des Ausschusses. Das Ergebnis der mündlichen Prüfung ist 
in einer Niederschrift festzuhalten.

3.2	Bewertung
Die mündliche Prüfung wird im Rahmen einer Gesamtschau der er-
brachten Leistungen des Prüfungsteilnehmers eingeschätzt. Nach 
Abschluss der Beratung ist in einem Beschluss des Ausschusses das 
Ergebnis schriftlich niederzulegen. Das Ergebnis der 3. Stufe lautet:
a)	 „Der Ausschuss stellt fest, dass die erforderlichen Kenntnisse im 

Bereich des abwehrenden Brandschutzes, des Brandverhaltens 
von Bauprodukten und Bauarten, des anlagentechnischen 
Brandschutzes und die erforderlichen Kenntnisse der einschlä-
gigen bauordnungsrechtlichen Vorschriften von der Antragstel-
lerin oder vom Antragsteller nachgewiesen werden konnten.“
Der Ausschuss übermittelt diese Entscheidung der Anerken-
nungsbehörde.
oder

b)	 „Der Ausschuss stellt fest, dass die erforderlichen Kenntnisse im 
Bereich des abwehrenden Brandschutzes, des Brandverhaltens 
von Bauprodukten und Bauarten, des anlagentechnischen 
Brandschutzes und die erforderlichen Kenntnisse der einschlä-
gigen bauordnungsrechtlichen Vorschriften von der Antragstel-
lerin oder vom Antragsteller nicht nachgewiesen werden konn-
ten.3“

	 Mithin ist das Anerkennungsverfahren auf dieser Stufe durch 
Ablehnungsbescheid der Anerkennungsbehörde zu beenden. 
Hierzu sind der Anerkennungsbehörde vom Ausschuss die Ent-
scheidung mit Begründung und die die Antragstellerin oder den 
Antragsteller betreffenden Unterlagen zeitnah zu übergeben.

II.	 Ausweispflicht und Belehrung
Die Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer haben sich 
auf Verlangen auszuweisen. Sie sind vor Beginn der Prüfung über 
den Prüfungsablauf, die zur Verfügung stehende Zeit, die erlaubten 
Arbeits- und Hilfsmittel sowie die Folgen von Täuschungsversu-
chen bzw. -handlungen und Ordnungsverstößen zu belehren.

III.	Täuschungsversuche und Ordnungsverstöße
Unternimmt es eine Antragstellerin oder ein Antragsteller, das Er-
gebnis ihrer oder seiner Prüfung durch Täuschung, Bestechung, Mit-
sichführen oder Benutzung nicht zugelassener Arbeits- bzw. Hilfs-
mittel zu beeinflussen oder macht sie oder er sich sonst eines 
erheblichen Verstoßes gegen die Ordnung schuldig, so ist dies in der 
Niederschrift zu vermerken. Die Antragstellerin oder der Antragstel-
ler muss von der weiteren Teilnahme an der Prüfung ausgeschlossen 
werden. Die Prüfung gilt in diesem Fall als nicht bestanden.

IV.	Rücktritt
Die Antragstellerin oder der Antragsteller kann nach erfolgter Zulas-
sung zur schriftlichen oder mündlichen Prüfung vor Beginn der Prü-
fung durch schriftliche Erklärung von der Teilnahme an der Prüfung 
zurücktreten. In diesem Fall gilt die Prüfung als nicht begonnen. 
Tritt die Antragstellerin oder der Antragsteller nach Beginn der Prü-
fung, ohne dass ein wichtiger Grund vorliegt, von der Prüfung zu-
rück, so gilt diese als nicht bestanden.
Liegt ein wichtiger Grund vor, gilt die Prüfung als nicht begonnen. 
Den Grund für die Verhinderung hat die Antragstellerin oder der An-
tragsteller nachzuweisen. Über das Vorliegen eines wichtigen Grun-
des entscheidet die Anerkennungsbehörde. Sofern die mündliche 
Prüfung als nicht begonnen gilt, müssen die Stufen 2 und 3 insge-
samt wiederholt werden.

V.	 Akteneinsicht
Der Antragstellerin oder dem Antragsteller wird auf Antrag Einsicht 
in ihre oder seine Prüfungsarbeit und die darauf bezogenen Bewer-
tungen der Prüfungsleistung gewährt. Der Antrag ist bei der zustän-
digen Anerkennungsbehörde zu stellen. Diese bestimmt Zeit und Ort 
der Einsichtnahme. Die Einsichtnahme erfolgt unter Aufsicht. Die 
Antragstellerin oder der Antragsteller ist nicht berechtigt, von der 
Prüfungsakte insgesamt oder in Teilen Kopien anzufertigen.

2	 Es sind jeweils nur die Bereiche anzugeben, in denen die Antragstellerin oder der Antragsteller den Nachweis nicht erbracht hat.
3	 Es sind jeweils nur die Bereiche anzugeben, in denen die Antragstellerin oder der Antragsteller den Nachweis nicht erbracht hat.
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Verordnung 
über die Festsetzung des Bebauungsplans 7-37Bd im Bezirk Tempelhof-Schöneberg,  

Ortsteil Tempelhof
Vom 24. August 2010

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), in Ver-
bindung mit § 6 Absatz 5 und mit § 11 Absatz 1 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 7-37Bd vom 7. Januar 2010 für Teilflächen 

zwischen Oberlandstraße, Eschersheimer Straße, Gottlieb-Dunkel-
Straße, Schaffhausener Straße sowie die Grundstücke Gottlieb-Dun-
kel-Straße 68-73 / Hattenheimer Straße 1/3, Haberechtstraße 1/3 
und 5-14 und zwischen Manteuffelstraße, BAB-Stadtring A 100, 
Komturstraße, Teltowkanal, Ringstraße, einschließlich der Grund-
stücke Ringstraße 1-8G, Attilastraße, Röblingstraße, Arnulfstraße, 
Alboinstraße, Schöneberger Straße und Ringbahnstraße im Bezirk 
Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Tempelhof, wird festgesetzt. Er än-
dert teilweise die durch Verordnung über die Festsetzung des Bebau-
ungsplans festgesetzten Bebauungspläne

XIII – 1	 (festgesetzt am 21. Dezember 1953),
XIII – 9	 (festgesetzt am 31. Mai 1955),
XIII – 19	 (festgesetzt am 20. November 1956	, GVBl. S. 1136),
XIII – 33	 (festgesetzt am 6. März 1958, GVBl. S. 261),
XIII – 32	 (festgesetzt am 23. September 1960, GVBl. S. 986),
XIII – 49-2	(festgesetzt am 15. März 1963, GVBl. S. 376),
XIII – 49-3	(festgesetzt am 27. Februar 1963, GVBl. S. 355),
XIII – 54	 (festgesetzt am 8. Juni 1971, GVBl. S. 1060),
XIII – 57	 (festgesetzt am 2. Mai 1967, GVBl. S. 712),
XIII – 63	 (festgesetzt am 21. September 1962, GVBl. S. 1154),
XIII – 65	 (festgesetzt am 9. November 1961, GVBl. S.1621),
XIII – 79	 (festgesetzt am 11. Dezember 1967, GVBl. S.1747),
XIII – 80	 (festgesetzt am 30. September 1964, GVBl. S.1049),
XIII – 80-1	(festgesetzt am 12. Juni 1978, GVBl. S. 1238),
XIII – 129	 (festgesetzt am 11. April 1969, GVBl. S. 459),
XIII – 140	 (festgesetzt am 7. Oktober 1975, GVBl. S. 2650),
XIII – 181	 (festgesetzt am 21. Juli 1978, GVBl. S. 1567),
XIII – 182	 (festgesetzt am 8. Januar 1972, GVBl. S. 195),
XIII – 220	 (festgesetzt am 28. Juni 1985, GVBl. S. 1496),

im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Tempelhof, und
den Baunutzungsplan von Berlin vom 28. Dezember 1960.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Tempel-

hof-Schöneberg von Berlin, Abteilung Bauwesen, Amt für Geoin-
formation und Vermessung, beglaubigte Abzeichnungen des Bebau-
ungsplans können beim Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von 
Berlin, Abteilung Bauwesen, Amt für Planen, Genehmigen und 

Denkmalschutz, Fachbereich Planen und Fachbereich Genehmigen 
und Denkmalschutz, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- oder Formvor-

schriften, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Bau-
gesetzbuchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb von einem Jahr, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Tempelhof-
Schöneberg von Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, 
der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten 
Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbe-
achtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 24. August 2010

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin

B a n d

Bezirksbürgermeister

K r ö m e r

Bezirksstadtrat
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Auf Grund des § 22 Absatz 2 des Laufbahngesetzes in der Fas-
sung vom 16. Februar 2003 (GVBl. S. 137, 200), das zuletzt durch 
Artikel II des Gesetzes vom 19. März 2009 (GVBl. S. 70) geändert 
worden ist, wird verordnet:

Inhaltsübersicht

Teil I
Allgemeine Vorschriften

§ 1	 Geltungsbereich
§ 2	 Ziel der Ausbildung

Teil II
Vorbereitungsdienst

§ 3	 Einstellung
§ 4	 Gliederung und Dauer des Vorbereitungsdienstes
§ 5	 Gestaltung der Ausbildung
§ 6	 Ausbildungsleitung
§ 7	 Pflichten der Studierenden
§ 8	 Studienabschluss
§ 9	 Module
§ 10	 Bewertungsgrundsätze und Bildung der Noten
§ 11	 Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen
§ 12	 Verlängerung und Entlassung

Teil III
Prüfung

§ 13	 Laufbahnprüfung
§ 14	 Prüfungsamt
§ 15	 Zusammensetzung des Prüfungsausschusses
§ 16	 Aufgaben des Prüfungsausschusses
§ 17	 Sitzungen des Prüfungsausschusses
§ 18	 Prüfungskommissionen
§ 19	 Modulprüfungen und Leistungsnachweise
§ 20	 Inhalt und Umfang der Modulprüfungen
§ 21	 Bachelorarbeit
§ 22	 Zulassung zur Verteidigung
§ 23	 Verteidigung
§ 24	 Leistungsbewertungen
§ 25	 Wiederholung von Prüfungen
§ 26	 Erkrankung, Versäumnis, Prüfungserleichterung
§ 27	 Ordnungswidriger Verlauf
§ 28	 Gesamtnote
§ 29	 Abschlusszeugnis, Mitteilung, Urkunde

§ 30	 Diploma Supplement
§ 31	 Aufbewahrung von Prüfungsakten und Einsichtnahme

Teil IV
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 32	 Einwendung
§ 33	 Schlussvorschrift
§ 34	 Übergangsregelungen
§ 35	 Inkrafttreten

Teil I
Allgemeine Vorschriften

§ 1
Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung regelt die Ausbildung und die Prüfung für 
die Laufbahn des gehobenen Polizeivollzugsdienstes des Landes 
Berlin. 

(2) Wer 
1.	 nach § 10 Absatz 1 der Schutzpolizei – Laufbahnverordnung 

zum Aufstieg in den gehobenen Dienst der Schutzpolizei oder 
2.	 nach § 10 Absatz 1 der Kriminalpolizei – Laufbahnverordnung 

zum Aufstieg in den gehobenen Dienst der Kriminalpolizei oder 
3.	 nach § 10 Absatz 1 der Gewerbeaußendienst – Laufbahnverord-

nung zum Aufstieg in den gehobenen Dienst des Gewerbe
außendienstes 

zugelassen wurde, wird nach den Regelungen dieser Verordnung in 
die Aufgaben der neuen Laufbahn eingeführt.

§ 2
Ziel der Ausbildung

Ziel des Bachelorstudiengangs für den gehobenen Polizeivoll-
zugsdienst ist es, Dienstkräfte des gehobenen Polizeivollzugsdiens-
tes heranzubilden, die nach ihrer Persönlichkeit, ihrer Allgemeinbil-
dung, ihren auf fachwissenschaftlicher Grundlage erworbenen 
Kenntnissen und ihrer berufspraktischen Fertigkeiten in der Lage 
sind, die zugewiesenen Aufgaben des gehobenen Dienstes im Ein-
satzdienst, in der Sachbearbeitung, in der präventiven und repressi-
ven Kriminalitätsbekämpfung und in der Führung selbstständig und 
verantwortungsbewusst zu erfüllen. Den Dienstkräften des Polizei-
vollzugsdienstes soll der Wert eines ausgeprägt bürgerfreundlichen 
Verhaltens vermittelt und es soll bei ihnen die Bereitschaft geweckt 
werden, ihre Aufgaben im Dienste der Allgemeinheit jederzeit unter 
Beachtung sich wandelnder gesellschaftlicher Rahmenbedingungen 
bei unbedingter Treue zur Verfassung und zu rechtsstaatlichen 
Grundsätzen zu erfüllen. Ziel der Ausbildung ist es auch, eine den 
Anforderungen des Polizeivollzugsdienstes genügende körperliche 
Leistungsfähigkeit zu erreichen und zu erhalten.

Verordnung
über die Ausbildung und die Prüfung für den Bachelorstudiengang 

gehobener Polizeivollzugsdienst – Schutzpolizei, Kriminalpolizei 
und Gewerbeaußendienst – (APOgDPol – B.A.)

Vom 27. August 2010
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§ 7
Pflichten der Studierenden

(1) Die Studierenden unterliegen den beamtenrechtlichen Ver-
pflichtungen des Landes Berlin.

(2) Für sie besteht Anwesenheitspflicht nach Maßgabe der im Mo-
dulkatalog ausgewiesenen Präsenzzeiten. Darüber hinaus sind sie 
verpflichtet, an Prüfungen teilzunehmen. In begründeten Fällen 
kann die Dienstbehörde Ausnahmen zulassen. Die Genehmigung für 
eine Dienstbefreiung erfolgt nur mit Zustimmung der Ausbildungs-
leitung.

(3) Die Anwesenheit der Studierenden in den Präsenzveranstal-
tungen der fachtheoretischen Unterrichtseinheiten ist mittels einer 
Anwesenheitsliste zu dokumentieren. Die Anwesenheitslisten sind 
auf Verlangen der Ausbildungsleitung von der Verwaltung des Fach-
bereichs Polizei und Sicherheitsmanagement vorzulegen. 

(4) Die Studierenden sind verpflichtet, die Fahrerlaubnis für Per-
sonenkraftwagen der Klasse B für Schaltgetriebe bis spätestens zum 
Ende des 2. Semesters nachzuweisen.

§ 8
Studienabschluss

(1) Die Ausbildung im Vorbereitungsdienst endet mit dem Ab-
schluss des Studiums am Fachbereich Polizei und Sicherheitsma-
nagement der Hochschule für Wirtschaft und Recht.

(2) Das Studium ist erfolgreich abgeschlossen, wenn – gegebe-
nenfalls unter Berücksichtigung von Anrechnungen nach § 11 – alle 
Module mindestens mit „ausreichend“ bewertet werden; im Modul 
01 genügt der Nachweis der Teilnahme.

§ 9
Module

(1) Die gemeinsamen Pflichtmodule der Fachrichtungen Schutz-
polizei, Kriminalpolizei und Gewerbeaußendienst des Studiengangs 
sind

01	 Einführung: Die Polizei im demokratischen Verfassungs-
staat

02	 Wissenschaftliche Grundlagen des Einsatzmanagements
03	 Kriminalistik I
04	 Strafrechtliche Grundlagen
05	 Eingriffsrechtliche Grundlagen polizeilicher Strafverfol-

gungstätigkeit
06	 Polizei- und Ordnungsrecht I 
07	 Grund- und Menschenrechte
08	 Sozialwissenschaftliche Grundlagen für den Polizeiberuf 

und Methoden wissenschaftlichen Arbeitens
09	 Kriminologische Grundlagen für den Polizeiberuf
10	 Kriminalistik II (Alltagskriminalität)
11	 Polizei- und Ordnungsrecht II
12	 Die Polizei in Staat und Gesellschaft
13	 Führung und Personalmanagement
14	 Kriminalität im Lebenslauf
15	 Bachelorarbeit
16	 Studienpraktika (Version A, S, K/G)

Des Weiteren sind von jedem Studierenden zwei Vertiefungsmodule 
als Wahlpflichtmodule zu absolvieren.

(2) Weitere Pflichtmodule sind für Studierende der Schutzpolizei
1.	 S 1 Verkehr I

S 2 Planübungen zur Bewältigung von Versammlungs- und Ver-
anstaltungslagen

S 3 Bewältigung besonderer Lagen
S 4 Verkehr II.

Teil II
Vorbereitungsdienst

§ 3
Einstellung

(1) Über die Einstellung entscheidet die Dienstbehörde nach dem 
Ergebnis eines mit der obersten Dienstbehörde abgestimmten Eig-
nungs- und Auswahlverfahrens.

(2) Mit der Einstellung in den Vorbereitungsdienst sind die ange-
nommenen Bewerberinnen und Bewerber zum Studium an der 
Hochschule für Wirtschaft und Recht zugelassen. 

(3) Der Anspruch auf Erholungsurlaub wird in der vorlesungsfrei-
en Zeit abgegolten. Über Ausnahmen entscheidet die Dienstbehörde.

§ 4
Gliederung und Dauer des Vorbereitungsdienstes

(1) Der Vorbereitungsdienst umfasst die Ausbildung in Form ei-
nes modularisierten Studiums einschließlich der Prüfungen und 
wird am Fachbereich Polizei und Sicherheitsmanagement an der 
Hochschule für Wirtschaft und Recht durchgeführt. Das Studium 
dauert regelmäßig sechs Semester.

(2) Der Vorbereitungsdienst verlängert sich in dem Maße, in dem 
sich die Ausbildung nach §§ 12 Absatz 1 und 2 und 25 Absatz 1 
verlängert. Der Vorbereitungsdienst ist im Einzelfall um höchstens 
zwei Jahre zu verlängern. Die Elternzeit wird nicht auf den Vorbe-
reitungsdienst angerechnet.

§ 5
Gestaltung der Ausbildung

(1) Das Studium gliedert sich in einzelne Studienmodule, die the-
oretische und fachpraktische Inhalte enthalten. Mit Ausnahme des 
Einführungsmoduls schließen die Module regelmäßig mit einem 
Leistungsnachweis ab. Die Module werden mit Leistungspunkten 
gemäß dem „European Credit Transfer and Accumulation System 
(ECTS)“ bewertet. Der Gesamtumfang des Bachelor – Studiums be-
trägt 180 Leistungspunkte.

(2) Die inhaltliche Ausgestaltung der Module sowie die Leistungs-
punkte eines einzelnen Moduls werden in dem Modulkatalog des Ba-
chelorstudiengangs für den gehobenen Polizeivollzugsdienst geregelt. 
Weitere Einzelheiten zum Ablauf des Studiums, zu den Studienfä-
chern, den Prüfungen und den Leistungsnachweisen werden in der von 
der Hochschule für Wirtschaft und Recht zu erlassenden Studienord-
nung geregelt. Der Modulkatalog ist Bestandteil der Studienordnung.

(3) Die studienbegleitenden Praktikumseinheiten umfassen insge-
samt zwölf Monate. Im 5. Semester finden Praktikumseinheiten von 
insgesamt mehrmonatiger Dauer statt, in den übrigen Semestern 
können auch kürzere Phasen vorgesehen werden. Die Durchführung 
der Praktikumseinheiten obliegt der Dienstbehörde.

§ 6
Ausbildungsleitung

(1) Die Dienstbehörde bestellt für die Aufgaben der Ausbildungs-
leitung eine Dienstkraft des höheren Dienstes, die zugleich Mo-
dulkoordinatorin oder Modulkoordinator für die Studienpraktika 
(Praktikumsbeauftragte oder Praktikumsbeauftragter) ist. Für die 
Durchführung der Praktikumseinheiten in der Dienstbehörde wer-
den fachlich und persönlich geeignete Dienstkräfte bestellt.

(2) Die zur Ausbildungsleitung und zur Praxisanleitung bestimm-
ten Dienstkräfte sind Dienstvorgesetzte und Vorgesetzte im Rahmen 
der ihnen von der Dienstbehörde übertragenen Befugnisse. 

(3) Die zur Praxisanleitung in der berufspraktischen Ausbildung 
bestimmten Dienstkräfte sind für die modulkonforme und berufs-
praktische Ausbildung der Studierenden verantwortlich.



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      66. Jahrgang      Nr. 22         16. September 2010430

oder des Studierenden liegende Umstände unterbrochen oder wer-
den wesentliche Teile der Ausbildung nicht wahrgenommen oder 
nicht erfolgreich abgeschlossen, entscheidet die Dienstbehörde im 
Einzelfall, in welchem Umfang der Vorbereitungsdienst verlängert 
oder vom Ausbildungsgang abgewichen werden kann. 

(2) In den Fällen, in denen ein Modul oder eine Prüfung oder ein 
Leistungsnachweis wiederholt werden darf, entscheidet die Dienst-
behörde im Einvernehmen mit dem Prüfungsausschuss für den ge-
hobenen Polizeivollzugsdienst, ob und gegebenenfalls wie lange der 
Vorbereitungsdienst verlängert wird.

(3) Wer bis zum Ende des 2. Semesters nicht die erforderliche 
Fahrerlaubnis nachweisen kann oder sich wegen Verhaltensmängeln 
als nicht geeignet erweist, die Ausbildung an der Hochschule nicht 
fortsetzt oder nicht fortsetzen darf, ist aus dem Vorbereitungsdienst 
unverzüglich zu entlassen.

(4) Wer die Schießleistungsnachweise und die Sportleistungs-
nachweise im Modul 16 bis zu einem von der Dienstbehörde festge-
legten Zeitpunkt nicht erfolgreich absolviert hat, ist aus dem Vorbe-
reitungsdienst zu entlassen.

(5) Der Vorbereitungsdienst endet mit dem Ablauf des Tages der 
Bekanntgabe der Entscheidung über das Bestehen oder endgültige 
Nichtbestehen der Laufbahnprüfung. 

Teil III
Prüfung

§ 13
Laufbahnprüfung

(1) Mit dem Bestehen der Laufbahnprüfung wird die Befähigung 
für die betreffende Laufbahn des gehobenen Polizeivollzugsdienstes 
erworben.

(2) Die Laufbahnprüfung besteht aus der Gesamtheit der während 
des Studiengangs erbrachten Prüfungsleistungen und Leistungs-
nachweise. Das Gesamtergebnis der Laufbahnprüfung nach § 28 
wird durch den Prüfungsausschuss für den gehobenen Polizeivoll-
zugsdienst festgestellt.

§ 14
Prüfungsamt

(1) Die Hochschulverwaltung der Hochschule für Wirtschaft und 
Recht übernimmt die Aufgaben eines Prüfungsamtes und unterstützt 
den Prüfungsausschuss bei der Erfüllung seiner Aufgaben, ein-
schließlich der verwaltungsmäßigen Vorbereitung und Durchfüh-
rung der Modulprüfungen sowie der Bachelorarbeit am Fachbereich 
Polizei und Sicherheitsmanagement.

(2) Das Prüfungsamt führt für jeden Prüfling eine Prüfungsakte, 
die die Prüfungsereignisse dokumentiert. Dazu gehören alle relevan-
ten Verfahrensvorgänge zum Prüfungsablauf, Bescheinigungen über 
die Prüfungsergebnisse, Prüfungsniederschriften und alle schriftli-
chen Arbeiten der Studierenden.

§ 15
Zusammensetzung des Prüfungsausschusses

(1) Für die Abnahme und Durchführung der Prüfungen wird am 
Fachbereich Polizei und Sicherheitsmanagement der Hochschule für 
Wirtschaft und Recht ein Prüfungsausschuss gebildet. Er trägt die 
Bezeichnung „Prüfungsausschuss für den gehobenen Polizeivoll-
zugsdienst“. 
Der Prüfungsausschuss besteht aus
a)	 vier hauptamtlichen Lehrkräften, die regelmäßig an der Lehre 

im Studium beteiligt sind; 
b)	 einer Dienstkraft des höheren Polizeivollzugsdienstes;

2.	 für Studierende der Kriminalpolizei und des Gewerbeaußen-
dienstes
K 1  Gewaltkriminalität
K 2 � Gewinnkriminalität (nationale und internationale Krimina-

lität)
K 3 � Kriminalpolizeiliche Aufgabenstellungen in überwiegend 

schutzpolizeilichen Handlungsfeldern.

§ 10
Bewertungsgrundsätze und Bildung der Noten

(1) Die in den Modulen erbrachten Prüfungen und Leistungsnach-
weise werden von der für die Abnahme der Prüfung oder des Leis-
tungsnachweises verantwortlichen Lehrkraft oder von der mit der 
Praxisanleitung beauftragten Dienstkraft mit einer der folgenden 
Punktzahlen und der sich daraus ergebenden Note bewertet:

15 bis 14 Punkte
sehr gut (1)

= eine Leistung, die den Anforderungen in be-
sonderem Maße entspricht;

13 bis 11 Punkte
gut (2) 

= eine Leistung, die den Anforderungen voll 
entspricht; 

10 bis 8 Punkte
befriedigend (3)

= eine Leistung, die im Allgemeinen den An-
forderungen entspricht;

7 bis 5 Punkte
ausreichend (4)

= eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, 
aber im Ganzen den Anforderungen noch 
entspricht;

4 bis 2 Punkte
mangelhaft (5)

= eine Leistung, die den Anforderungen nicht 
entspricht, jedoch erkennen lässt, dass die 
notwendigen Grundkenntnisse vorhanden 
sind und die Mängel in absehbarer Zeit be-
hoben werden könnten;

1 bis 0 Punkte
ungenügend (6)

= eine Leistung, die den Anforderungen nicht 
entspricht und bei der selbst die Grund-
kenntnisse so lückenhaft sind, dass die 
Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben 
werden könnten. 

(2) Soweit Einzelbewertungen zu einer Gesamtbewertung zusam-
mengefasst werden, ist die Gesamtnote bis auf zwei Dezimalstellen 
hinter dem Komma zu berechnen; die dritte Dezimalstelle bleibt un-
berücksichtigt. Die Gesamtnote ist bei 

15,00 bis 14,00 Punkte = sehr gut, 
13,99 bis 11,00 Punkte = gut, 
10,99 bis 8,00 Punkte = befriedigend, 
7,99 bis 5,00 Punkte = ausreichend, 
4,99 bis 2,00 Punkte = mangelhaft, 
1,99 bis 0,00 Punkte = ungenügend. 
(3) Schießleistungsnachweise werden mit „bestanden“ oder „nicht 

bestanden“ bewertet.

§ 11
Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen

Über die mögliche Anerkennung anderweitig erbrachter Studien- 
oder Prüfungsleistungen entscheidet der Prüfungsausschuss für den 
gehobenen Polizeivollzugsdienst im Einvernehmen mit der obersten 
Dienstbehörde. Einzelheiten werden in der Studienordnung des Ba-
chelorstudiengangs gehobener Polizeivollzugsdienst geregelt.

§ 12
Verlängerung und Entlassung

(1) Wird der Vorbereitungsdienst durch Krankheit, durch die Be-
schäftigungsverbote nach der Mutterschutzverordnung, wegen Inan-
spruchnahme von Elternzeiten oder durch nicht in der Person der 
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§ 18
Prüfungskommissionen

(1) Der Prüfungsausschuss für den gehobenen Polizeivollzugs-
dienst bestellt für die Abnahme der Verteidigung der Bachelorarbeit 
in der erforderlichen Anzahl Prüfungskommissionen. Die Besetzung 
einer Prüfungskommission erfolgt mit Lehrkräften der Hochschule 
oder Personen, die zur Bestellung als Lehrbeauftragte die erforderli-
che Qualifikation aufweisen. In Ausnahmefällen können auch Perso-
nen, die keine Lehre ausüben, jedoch in der beruflichen Praxis und 
Ausbildung erfahren sind und die mindestens die durch die Prüfung 
festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen, zu 
Kommissionsmitgliedern bestellt werden.

(2) Die Prüfungskommission besteht aus einem vorsitzenden Mit-
glied, das in der Regel die Erstgutachterin oder der Erstgutachter für 
die Bewertung der Bachelorarbeit ist, und einer weiteren Prüferin 
oder einem weiteren Prüfer. Sollte ein Mitglied verhindert sein, re-
gelt das Prüfungsamt den Vertretungsfall. Die Prüfungskommission 
ist nur beschlussfähig, wenn das vorsitzende Mitglied und die Prüfe-
rin oder der Prüfer anwesend sind.

§ 19
Modulprüfungen und Leistungsnachweise

(1) Im Rahmen des Studiums finden kontinuierliche Erfolgskont-
rollen in Form von Prüfungsleistungen statt. Für die im Modul 16 zu 
bewertenden Leistungen sind Leistungsnachweise zu erbringen. 

(2) Alle Modulprüfungen setzen sich aus einer oder mehreren Prü-
fungsleistungen zusammen. Die jeweiligen Prüfungsformen sind im 
Modulkatalog festgelegt. Setzt sich eine Prüfung aus mehreren Teil-
prüfungen zusammen, so gelten die Regelungen über Bewertung, 
Wiederholung und Nachholung von Prüfungsleistungen für jede 
Teilprüfung gesondert. Alle im Modul 16 zu erbringenden Leis-
tungsnachweise müssen bestanden werden. Näheres regelt die Stu-
dienordnung.

(3) Im Modulkatalog als modulabschließend bezeichnete Prü-
fungsleistungen sind grundsätzlich in der letzten Woche der Vorle-
sungszeit oder in der vorlesungsfreien Zeit des Semesters, in dem 
das Modul endet, zu erbringen. Klausurtermine werden einheitlich 
vom Prüfungsausschuss für den gehobenen Polizeivollzugsdienst 
festgelegt. Dabei ist darauf zu achten, dass auch Prüflingen, die eine 
Klausur nachholen oder wiederholen müssen, die Teilnahme mög-
lich ist.

(4) Im Modulkatalog als modulbegleitend bezeichnete Prüfungs-
leistungen sind im Verlauf der Lehrveranstaltungen des jeweiligen 
Moduls zu erbringen. Den Zeitpunkt der Abnahme der Prüfungsleis-
tungen bestimmt die verantwortliche Lehrkraft. Für Klausuren kann 
der Prüfungsausschuss einheitliche Prüfungszeiten festlegen.

§ 20
Inhalt und Umfang der Modulprüfungen

(1) Alle Modulprüfungen setzen sich aus einer oder mehreren Prü-
fungsleistungen einer ausgewählten Fachrichtung oder einem fä-
cherübergreifenden Prüfungsgebiet zusammen. Prüfungsleistungen 
sind individuelle Leistungen, aus deren Bewertungen sich die Ab-
schlussnote des Moduls ergibt. Prüfungsleistungen werden in Form 
von Klausuren, Hausarbeiten, Präsentationen oder bewerteten prak-
tischen Übungen durchgeführt. 

(2) Klausur ist eine unter Aufsicht anzufertigende schriftliche Ar-
beit. Für deren Durchführung ist regelmäßig die Lehrkraft verant-
wortlich, die die betreffende Lehrveranstaltung unterrichtet hat. So-
fern mehrere Lehrkräfte für dasselbe Modul in parallelen 
Studiengruppen tätig sind, ist der Modulkoordinator für die Erstel-
lung einer einheitlichen studienbegleitenden Klausuraufgabe ver-
antwortlich. Die Bearbeitungszeit beträgt zwischen 60 und 240 Mi-
nuten. Die Klausur wird unter Kennziffer geschrieben und darf 
keinen Hinweis auf die bearbeitenden Studierenden enthalten.

c)	 einer Dienstkraft des höheren Dienstes der für Inneres zuständi-
gen Senatsverwaltung;

d)	 einem studentischen Mitglied aus dem Studiengang; 
e)	 einer sonstigen Mitarbeiterin oder einem sonstigen Mitarbeiter 

der Hochschule, die oder der mit dem Studiengang befasst ist.
(2) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder werden vom 

Fachbereichsrat für zwei Jahre bestellt. Der Fachbereichsrat bestellt 
eine hauptamtliche Lehrkraft zum vorsitzenden Mitglied und eine 
weitere zum stellvertretenden vorsitzenden Mitglied. Die Bestellung 
der Mitglieder zu Absatz 1 Satz 3 Buchstaben b und c sowie ihrer 
Stellvertreter oder Stellvertreterinnen erfolgt auf Vorschlag der ent-
sendenden Dienstbehörden. Die Mitglieder und ihre Stellvertreter 
oder Stellvertreterinnen bleiben bis zur Bestellung ihrer Nachfolger 
im Amt. Eine erneute Bestellung ist zulässig.

(3) Im Fall der Verhinderung eines Mitglieds tritt an dessen Stelle 
das stellvertretende Mitglied. Sind das vorsitzende Mitglied und 
dessen stellvertretendes Mitglied verhindert, so führt die lebensäl-
teste Lehrkraft den Vorsitz.

(4) Mit beratender Stimme können an den Sitzungen teilnehmen:
a)	 ein Mitglied des Gesamtpersonalrates der Polizeibehörde;
b)	 die Gesamtfrauenvertreterin der Polizeibehörde;
c)	 die Gesamtvertrauensperson der schwer behinderten Menschen 

der Polizeibehörde.
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Prüfungsamtes können zu den 
Sitzungen hinzugezogen werden.

§ 16
Aufgaben des Prüfungsausschusses

Der Prüfungsausschuss nimmt die sich aus dieser Verordnung er-
gebenden Aufgaben wahr und achtet darauf, dass die Bestimmungen 
der Prüfungsordnung eingehalten werden. Er entscheidet in Zwei-
felsfragen, die bei der Durchführung der Prüfungen entstehen. Zu 
seinen Aufgaben gehört insbesondere
1.	 die Entscheidung über die endgültige Immatrikulation nach § 11 

des Berliner Hochschulgesetzes;
2.	 die Entscheidung über besondere Prüfungsbedingungen bei Be-

hinderung eines Prüflings; 
3.	 die Ausgabe der Aufgaben und die Festsetzung der Prüfungszei-

ten für die Bachelorarbeit;
4.	 die Zulassung zur Verteidigung der Bachelorarbeit;
5.	 die Bestimmung der Gutachterinnen und Gutachter für die Ba-

chelorarbeit und ihre Verteidigung; 
6.	 die Bestimmung der prüfenden Lehrkräfte, soweit der Modulka-

talog keine Bestimmung trifft oder hiervon abgewichen werden 
soll;

7.	 die Feststellung und die Entscheidung über die weiteren Konse-
quenzen einer Täuschungshandlung.

§ 17
Sitzungen des Prüfungsausschusses

(1) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. 
Die Teilnehmenden sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. Über die 
Sitzungen werden Niederschriften gefertigt.

(2) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens 
die Hälfte der Mitglieder oder stellvertretenden Mitglieder anwe-
send ist. Er beschließt mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet die Stimme des Mitgliedes, das den Vorsitz führt. 
Das studentische Mitglied wirkt bei Entscheidungen über die Be-
wertung von Prüfungsleistungen nicht mit.

(3) In Eilfällen entscheidet das vorsitzende Mitglied des Prü-
fungsausschusses. Der Prüfungsausschuss kann ihm widerruflich 
die Wahrnehmung von Aufgaben übertragen. Das vorsitzende Mit-
glied kann eine ihm übertragene Aufgabe dem Prüfungsausschuss 
zur Entscheidung vorlegen.



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      66. Jahrgang      Nr. 22         16. September 2010432

(6) Für Studierende, die mit der Anfertigung einer Bachelorarbeit 
befasst sind, werden regelmäßig von den betreuenden Lehrkräften 
begleitende Kolloquien angeboten. Diese dienen der methodischen 
Anleitung durch die Lehrkräfte und dem Austausch zwischen den 
Studierenden über Methoden und Gegenstände ihrer Bachelorarbei-
ten. Den Studierenden ist die Teilnahme am Kolloquium auch im 
5. Semester zu ermöglichen.

(7) Die Bachelorarbeit ist am zehnten Montag der Vorlesungszeit 
des 6. Semesters oder, wenn dies ein gesetzlicher Feiertag ist, am 
nächstfolgenden Werktag beim Prüfungsamt in zwei schriftlichen 
Exemplaren einzureichen. Beizufügen sind ein Datenträger, auf dem 
die Arbeit mittels eines vom Prüfungsausschuss allgemein zu be-
stimmenden Textverarbeitungsprogramms digitalisiert ist, sowie 
eine schriftliche Erklärung, dass die Arbeit selbstständig verfasst 
wurde, keine anderen als die angegebenen Hilfsmittel und Quellen 
benutzt und Zitate kenntlich gemacht wurden. Das Prüfungsamt 
macht den Zeitpunkt der Abgabe aktenkundig. Die Regelungen des 
§ 26 Absatz 1 bis 4 und Absatz 6 finden Anwendung.

(8) Die Bachelorarbeit ist von der Erstgutachterin oder dem Erst-
gutachter und einer Zweitgutachterin oder einem Zweitgutachter zu 
bewerten. Das von der Erstgutachterin oder dem Erstgutachter mit 
einem Gutachten und einer Bewertung versehene Exemplar wird der 
Zweitgutachterin oder dem Zweitgutachter übermittelt. Hatte die 
Erstgutachterin oder der Erstgutachter im Rahmen der Betreuung 
Anleitungen gegeben, deren Kenntnis für die Bewertung von Be-
deutung ist, so soll sie oder er einen Vermerk hierüber zur Prüfungs-
akte geben, den das Prüfungsamt der Zweitgutachterin oder dem 
Zweitgutachter zuleitet. Die Bewertung ist gemäß § 10 vorzuneh-
men. Sie ist in einem schriftlichen Gutachten zu begründen.

(9) In begründeten Ausnahmefällen kann der Prüfungsausschuss 
auf Antrag die Abgabefrist angemessen verlängern; § 26 Absatz 1 
gilt entsprechend. In besonders gelagerten Einzelfällen kann der 
Zeitpunkt der Ausgabe und der Abgabe der Arbeit vom Prüfungsaus-
schuss von vornherein abweichend von den Absätzen 2 und 7 festge-
legt werden.

§ 22
Zulassung zur Verteidigung

(1) Zur Verteidigung der Bachelorarbeit ist zugelassen, dessen 
Bachelorarbeit mit mindestens fünf Punkten (ausreichend) bewertet 
worden ist. Das Ergebnis wird vom Prüfungsamt mitgeteilt; die Mit-
teilung gilt nicht als Bekanntgabe im Sinne des § 32. Einsicht in die 
bewerteten Exemplare der Bachelorarbeit oder die darauf bezoge-
nen Gutachten oder Auskunft über deren Inhalt wird vor der Vertei-
digung nicht gewährt.

(2) Ist die Bachelorarbeit mit weniger als fünf Punkten bewertet 
worden, teilt der Prüfungsausschuss für den gehobenen Polizeivoll-
zugsdienst dies dem Prüfling mit. Dem Prüfling ist Gelegenheit zur 
Einsicht in das bewertete Exemplar der Bachelorarbeit und die dar-
auf bezogenen Gutachten zu gewähren. Kann die Bachelorarbeit 
gemäß § 25 Absatz 1 wiederholt werden, gibt der Prüfungsausschuss 
die neue Aufgabe in der Regel unmittelbar zu Beginn des folgenden 
Semesters aus und setzt den Abgabetermin fest. Die Bearbeitungs-
zeit soll neun Wochen betragen.

§ 23
Verteidigung

(1) Die Verteidigung ist eine Einzelprüfung. Sie dient der Feststel-
lung, ob der Prüfling das methodische Vorgehen und die Ergebnisse 
der Bachelorarbeit selbstständig begründen kann und über gesicher-
tes Wissen in den Fachgebieten, denen die Arbeit zuzuordnen ist, 
sowie über die erforderliche Präsentations- und Kommunikations-
kompetenz verfügt.

(2) Die Dauer der Prüfung soll 30 Minuten nicht unterschreiten 
und 45 Minuten nicht überschreiten. Sie soll wie folgt aufgeteilt 
werden:

(3) Eine als Einzelprüfung zu leistende Präsentation besteht aus 
einem in freier Rede zu haltenden mündlichen Vortrag von mindes-
tens 15 Minuten Dauer in einer Lehrveranstaltung sowie aus einem 
begleitenden schriftlichen Teil. Der schriftliche Teil soll die wesent-
lichen Aussagen des Vortrags umfassen.

(4) Hausarbeit ist eine schriftliche wissenschaftliche Arbeit zu ei-
nem Thema aus dem betreffenden Modul. Sie ist binnen einer von 
der Lehrkraft zu bestimmenden Frist von mindestens vier Wochen 
anzufertigen. Ihr muss die schriftliche Erklärung vorangestellt sein, 
dass die Arbeit selbstständig verfasst wurde, keine anderen als die 
angegebenen Hilfsmittel und Quellen verwertet und Zitate kenntlich 
gemacht wurden. In begründeten Ausnahmefällen kann das vorsit-
zende Mitglied des Prüfungsausschusses die festgelegte Bearbei-
tungszeit verlängern, wenn der Prüfling dies vor Fristablauf bean-
tragt. Das Prüfungsamt vermerkt den Zeitpunkt der Abgabe der 
Arbeit.

(5) Bewertete praktische Übung ist die tatsächliche taktische und 
technische Lösung einer praxisnahen polizeilichen Situation mit ei-
ner darauf aufbauenden schriftlichen Aufgabe. Beide Teile gehen je 
zur Hälfte in die Gesamtnote ein. Über zugelassene Hilfsmittel ent-
scheidet die jeweilige Lehrkraft.

(6) In den Vertiefungsmodulen können abweichende Prüfungsfor-
men vorgesehen werden. Näheres regelt die Studienordnung.

§ 21
Bachelorarbeit

(1) Die Bachelorarbeit ist eine schriftliche Arbeit zu einer Aufga-
benstellung aus dem Gebiet des Studiengangs. Mit dieser Arbeit soll 
nachgewiesen werden, dass die oder der Studierende befähigt ist, ein 
Thema innerhalb einer vorgegebenen Frist unter Anleitung selbst-
ständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten und selbst-
ständig Lösungen zu entwickeln.

(2) Die Aufgabe wird vom Prüfungsausschuss an einem von ihm 
bestimmten Tag in den ersten beiden Wochen des 5. Semesters aus-
gegeben. Aufgabe kann eine abstrakte Fragestellung oder die Bear-
beitung einer konkreten Fallgestaltung sein. Sie soll Bezug zur poli-
zeilichen Praxis haben. Die Prüflinge sollen innerhalb einer vom 
Prüfungsausschuss festzusetzenden, im Laufe des 4. Semesters en-
denden Frist Themen vorschlagen. Ein Anspruch auf Ausgabe des 
vorgeschlagenen Themas besteht nicht. Personen, die gemäß Absatz 
4 Satz 1 Gutachterin oder Gutachter sein können, können dem Prü-
fungsausschuss unmittelbar Themen vorschlagen, zu deren Betreu-
ung sie bereit sind. Die Dekanin oder der Dekan kann bei Bedarf 
einzelne Lehrkräfte zur Unterbreitung solcher Vorschläge auffordern.

(3) Die Bachelorarbeit wird von einer Betreuerin oder einem Be-
treuer, die oder der gleichzeitig Erstgutachterin oder Erstgutachter 
ist, und einer Zweitgutachterin oder einem Zweitgutachter bewertet. 
Die Prüflinge können geeignete Personen benennen, die zur Betreu-
ung einer Arbeit zu dem Thema bereit sind. Sie können auch eine 
Zweitgutachterin oder einen Zweitgutachter vorschlagen. Den Vor-
schlägen ist das schriftliche Einverständnis der genannten Personen 
mit der Betreuung der Arbeit oder mit der Übernahme der Zweitbe-
gutachtung beizufügen. 

(4) Gutachterin oder Gutachter können alle Lehrkräfte der Hoch-
schule sowie alle Personen sein, die die zur Bestellung als Lehrbe-
auftragte erforderliche Qualifikation aufweisen. Mindestens jeweils 
eine Gutachterin oder ein Gutachter muss Lehrkraft der Hochschule 
sein. In Ausnahmefällen können auch Personen zu Erst- und Zweit-
gutachtern oder Erst- und Zweitgutachterinnen bestellt werden, die 
keine Lehre ausüben, jedoch in der beruflichen Praxis und Ausbil-
dung erfahren sind und die mindestens die durch die Prüfung festzu-
stellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen. 

(5) Mit Ausgabe der Aufgabe bestimmt der Prüfungsausschuss die 
Betreuerin oder den Betreuer und die Zweitgutachterin oder den 
Zweitgutachter. Aus zwingenden Gründen kann der Prüfungsaus-
schuss die Bestimmung der Gutachterinnen und Gutachter nachträg-
lich ändern.
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setzt. Das Modul 15 ist nur bestanden, wenn beide Prüfungsteile mit 
mindestens „ausreichend“ bewertet worden sind.

§ 25
Wiederholung von Prüfungen

(1) Eine nicht bestandene Modulprüfung darf einmal wiederholt 
werden. Besteht eine Modulprüfung aus mehreren Teilen, so wird nur 
der nicht bestandene Teil wiederholt. Das Modul 15 (Bachelorarbeit 
und Verteidigung) darf nur in seiner Gesamtheit wiederholt werden. 
Eine Wiederholung zur Notenverbesserung ist ausgeschlossen.

(2) Wiederholungsprüfungen werden regelmäßig durch dieselben 
Lehrkräfte abgenommen, die die Erstprüfung durchgeführt haben. 
In begründeten Ausnahmefällen, insbesondere wenn die betreffende 
Lehrkraft im nachfolgenden Semester keine gleichartige Lehrveran-
staltung durchführt oder die Wiederholungsprüfung aus anderen 
Gründen nicht abnehmen kann, bestimmt der Prüfungsausschuss für 
den gehobenen Polizeivollzugsdienst andere Lehrkräfte.

(3) Prüfungen sind im nachfolgenden Semester zu wiederholen. 
Werden im nachfolgenden Semester keine gleichartigen Prüfungs-
leistungen durchgeführt, bestimmt der Prüfungsausschuss für den 
gehobenen Polizeivollzugsdienst Form und Durchführung der Wie-
derholungsprüfung. 

(4) Die Wiederholungsmöglichkeiten für die Leistungsnachweise 
des Moduls 16 regelt die Studienordnung.

(5) Wird eine Wiederholungsprüfung nicht bestanden, so gilt die 
Laufbahnprüfung als endgültig nicht bestanden. Die Folgen richten 
sich nach § 12 Absatz 5.

§ 26
Erkrankung, Versäumnis, Prüfungserleichterung

(1) Wer durch Krankheit oder durch nicht in seiner Person liegen-
de Umstände an der Ablegung der Prüfung oder von Teilen der Prü-
fung gehindert ist, hat dies in geeigneter Form nachzuweisen. Eine 
Erkrankung ist im Falle stationärer Behandlung durch eine Beschei-
nigung der Krankenanstalt, in anderen Fällen durch ein polizeiärzt-
liches oder amtsärztliches Zeugnis nachzuweisen; ein privatärztli-
ches Zeugnis kann anerkannt werden. 

(2) Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann mit Genehmi-
gung des vorsitzenden Mitglieds des Prüfungsausschusses der 
Rücktritt von der Prüfung erklärt werden.

(3) Bei Verhinderung oder Rücktritt nach den Absätzen 1 und 2 
gilt die Prüfung oder der betreffende Teil der Prüfung als nicht be-
gonnen. Der Prüfungsausschuss entscheidet, zu welchem Zeitpunkt 
die Prüfung oder der betreffende Teil der Prüfung nachzuholen ist. 
Der Vorgang ist aktenkundig zu machen.

(4) Wird eine Prüfungsleistung zum festgesetzten Prüfungszeit-
punkt ohne ausreichende Entschuldigung nicht erbracht oder tritt 
der Prüfling von einer begonnenen Prüfungsleistung zurück, so wird 
sie als „ungenügend“ bewertet, es sei denn, dass der Prüfling das 
Versäumnis oder den Rücktritt nicht zu vertreten hat.

(5) Wird der Beginn einer Klausur versäumt, so entscheidet die 
jeweilige Aufsicht, ob sie noch begonnen werden darf. Die versäum-
te Zeit geht regelmäßig zu Lasten des Prüflings; in begründeten Aus-
nahmefällen darf die Bearbeitungsdauer um den Zeitverlust verlän-
gert werden. Der Vorgang ist aktenkundig zu machen.

(6) Ist jemand wegen einer vorübergehenden körperlichen Beein-
trächtigung den anderen Prüflingen gegenüber im Nachteil, können 
auf Antrag durch den Prüfungsausschuss angemessene Prüfungser-
leichterungen gewährt werden.

§ 27
Ordnungswidriger Verlauf

(1) Macht sich jemand in den Prüfungen einer Täuschungshand-
lung verdächtig, wird für ihn die Prüfung unterbrochen. Die auf-
sichtführende oder prüfende Person stellt Ermittlungen an und si-

a)	 Der Prüfling fasst die wesentlichen Inhalte der Bachelorarbeit 
zusammen; dieser Teil der Prüfung soll regelmäßig zehn Minu-
ten dauern.

b)	 Die weitere Prüfung kann sich über den unmittelbaren Gegen-
stand der Bachelorarbeit hinaus auf das gesamte Fachgebiet er-
strecken, dem die Bachelorarbeit entnommen ist; sie darf auch 
benachbarte Wissensgebiete erfassen. Die Verteidigung erfolgt 
hochschulöffentlich, sofern der Prüfling dem nicht widerspricht.

(3) Die Prüfungskommission bewertet die Verteidigung in nichtöf-
fentlicher Beratung. Können sich die Kommissionsmitglieder nicht 
auf eine Punktzahl einigen, so setzt jedes Mitglied eine Punktzahl 
fest. Sodann ist der arithmetische Mittelwert der Punktzahlen bis auf 
zwei Dezimalstellen zu berechnen; die dritte Dezimalstelle bleibt un-
berücksichtigt. Die ihr gemäß § 10 entsprechende Note ist als Bewer-
tung der Verteidigung festzusetzen. Das vorsitzende Mitglied der 
Prüfungskommission gibt dem Prüfling das Ergebnis bekannt.

(4) Gegenstände, Verlauf und Ergebnis der Prüfung werden in ei-
nem Protokoll festgehalten und dem Prüfungsamt übermittelt. Das 
Prüfungsamt gewährt dem Prüfling auf Antrag Einsicht in das Proto-
koll.

§ 24
Leistungsbewertungen

(1) Alle Modulprüfungen und die Leistungsnachweise des Mo-
duls 16 sind nach Maßgabe des § 10 dieser Verordnung zu bewerten.

(2) Klausuren und Hausarbeiten werden von einer Lehrkraft be-
wertet. Ist die Klausur oder Hausarbeit eines Prüflings, der diese 
Prüfungsleistung als Wiederholungsprüfung erbringt, von der ver-
antwortlichen Lehrkraft mit „mangelhaft“ oder „ungenügend“ be-
wertet worden, so ist sie einer Zweitbewertung durch eine vom Prü-
fungsausschuss zu bestimmende weitere Lehrkraft zu unterziehen. 
Weicht die Bewertung der Zweitkorrektorin oder des Zweitkorrek-
tors von derjenigen der Erstkorrektorin oder des Erstkorrektors ab 
und können diese sich nicht auf eine gemeinsame Punktzahl einigen, 
so ist als Bewertung des Moduls der arithmetische Mittelwert der 
Einzelpunktzahlen bis auf zwei Dezimalstellen zu berechnen; die 
dritte Dezimalstelle bleibt unberücksichtigt. Die entsprechende 
Note ist festzusetzen. 

(3) Zur Bewertung von Präsentationen ist im Wiederholungsfalle 
eine Zweitprüferin oder ein Zweitprüfer hinzuzuziehen, die oder der 
vom Prüfungsausschuss bestimmt wird. Absatz 2 Satz 3 gilt entspre-
chend.

(4) Sieht der Modulkatalog in einem Modul mehrere Teilprüfun-
gen vor, sind diese nach Maßgabe des § 10 einzeln zu bewerten. Das 
Prüfungsamt errechnet den nach den Vorgaben im Modulkatalog ge-
wichteten arithmetischen Mittelwert der Punktzahlen bis auf zwei 
Dezimalstellen; die dritte Dezimalstelle bleibt unberücksichtigt. 
Diese Punktzahl und die entsprechende Note bilden die Bewertung 
des Moduls. Die Gesamtbewertung des Moduls 16 wird nach der im 
Modulkatalog ausgewiesenen Gewichtung der Leistungsnachweise 
von der Dienstbehörde entsprechend den Sätzen 2 und 3 errechnet 
und dem Prüfungsamt übermittelt.

(5) Die Bachelorarbeit ist nach Beendigung der Zweitkorrektur 
dem Prüfungsamt zuzuleiten. Weichen die Bewertungen der Gut-
achter voneinander ab, ermittelt das Prüfungsamt den arithmeti-
schen Mittelwert der in den beiden Bewertungen erzielten Punkt-
zahlen bis auf zwei Dezimalstellen; die dritte Dezimalstelle bleibt 
unberücksichtigt.

(6) Nach Abschluss der Verteidigung bildet das Prüfungsamt aus 
der Punktzahl der Bachelorarbeit und der Punktzahl der Verteidi-
gung den arithmetischen Mittelwert, wobei die Punktzahl der Ba-
chelorarbeit mit zwei Dritteln, die der Verteidigung mit einem Drit-
tel zu gewichten ist. Die sich daraus ergebende Punktzahl wird bis 
auf zwei Dezimalstellen hinter dem Komma berechnet; die dritte 
Dezimalstelle bleibt unberücksichtigt. Die entsprechende Gesamt-
note wird gemäß § 10 Absatz 2 als Bewertung des Moduls 15 festge-
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glied des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen und mit dem Siegel 
der Hochschule zu versehen. Es trägt das Datum, an dem das Ge-
samtergebnis festgestellt worden ist.

(2) Mit dem Abschlusszeugnis wird die Bachelorurkunde ausge-
händigt. Sie beurkundet die Verleihung des Grades eines Bachelor of 
Arts. Die Urkunde wird von der Leiterin oder dem Leiter der Hoch-
schule sowie von dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungsausschus-
ses unterzeichnet und ist mit dem Siegel der Hochschule zu versehen. 

(3) Das Abschlusszeugnis enthält die folgenden Angaben:
a)	 die Gesamtnote;
b)	 das Thema der Bachelorarbeit;
c)	 die Namen der besuchten Module mit Angabe der in dem Modul 

erworbenen Leistungspunkte und der in dem Modul erzielten 
Punktzahl; dabei sind die Module 15 und 16 optisch hervorzu
heben;

d)	 das gewichtete arithmetische Mittel der übrigen Module, ge-
wichtet im Verhältnis der auf sie entfallenen Leistungspunkte; 
dabei sind die übrigen Module alle Module außer den Modulen 
01, 15 und 16;

e)	 die Gesamtzahl der erworbenen Leistungspunkte;
f)	 die Einstufung nach der ECTS – Bewertungsskala.

(4) Eine Zweitausfertigung des Abschlusszeugnisses, der Bache-
lorurkunde oder der Mitteilung über die endgültig nicht bestandene 
Laufbahnprüfung ist zur Personalakte zu nehmen.

§ 30
Diploma Supplement

(1) Zusätzlich ist eine an den europäischen Standards orientierte 
Urkunde „Diploma Supplement“ in englischer Sprache auszustellen. 

(2) Das Diploma Supplement wird von dem vorsitzenden Mit-
glied des Prüfungsausschusses unterschrieben. Es trägt das Datum, 
an dem das Gesamtergebnis festgestellt worden ist.

§ 31
Aufbewahrung von Prüfungsakten und Einsichtnahme

Nach Feststellung des Gesamtergebnisses hat der Prüfling ein 
Recht auf Einsicht in seine vollständige Prüfungsakte. Die Prü-
fungsakten werden nach Ablauf von drei Jahren nach Beendigung 
der Bachelorprüfung vernichtet.

Teil IV
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 32
Einwendung

(1) Gegen eine Leistungsbewertung kann der Prüfling bei Nichtei-
nigung mit der bewertenden Lehrkraft oder den bewertenden Lehr-
kräften innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe eine schrift-
liche Einwendung erheben, die hinreichend begründet werden muss. 
Diese ist innerhalb der Frist beim Prüfungsamt einzureichen. 

(2) Das Prüfungsamt leitet die Einwendung der betroffenen Lehr-
kraft oder den betroffenen Lehrkräften zu. Die betroffene Lehrkraft 
oder die betroffenen Lehrkräfte entscheiden unverzüglich, ob sie auf 
Grund der Einwendung die Bewertung abändern und teilen das Er-
gebnis der Entscheidung und ihre Begründung unverzüglich dem 
Prüfungsamt mit. Das Prüfungsamt teilt das Ergebnis der Entschei-
dung und seine Begründung dem Prüfling schriftlich mit.

§ 33
Schlussvorschrift

Sofern sich aus dieser Prüfungsordnung Umstände ergeben, die 
die Durchführung und den Abschluss des Studiums unmöglich ma-

chert gegebenenfalls die Beweise. Der Vorgang ist aktenkundig zu 
machen.

(2) Liegt eine Täuschungshandlung vor, ist die betreffende Prü-
fungsleistung mit „ungenügend“ zu bewerten; § 19 Absatz 2 Satz 3 
findet Anwendung.

(3) Ergibt sich, dass keine Täuschungshandlung vorliegt, wird die 
Prüfung fortgesetzt, wobei bei Klausuren die Bearbeitungsdauer um 
den Zeitverlust, der durch die Ermittlungen bewirkt wurde, verlän-
gert wird. Die Entscheidung trifft bei den Klausuren die aufsichtfüh-
rende Person.

(4) Ein Prüfling, der den ordnungsgemäßen Ablauf einer Prüfung 
stört, kann durch die aufsichtführende oder prüfende Person von der 
Fortsetzung der betroffenen Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; 
bei Kollegialprüfungen kann die Entscheidung nur einstimmig getrof-
fen werden. Die aufsichtführende oder prüfende Person fertigt einen 
Vermerk über den Vorgang und legt ihn dem Prüfungsausschuss vor. 
Die betroffene Prüfungsleistung wird in der Regel als „ungenügend“ 
bewertet; die Entscheidung trifft der Prüfungsausschuss. In schwer-
wiegenden Fällen kann der Prüfungsausschuss den Prüfling von der 
Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.

(5) Stellt sich innerhalb von drei Jahren nach Abschluss der Prü-
fung heraus, dass ein Prüfling bei einer Prüfungsleistung oder einer 
Teilleistung einen Täuschungsversuch unternommen hat, so kann 
die Bewertung nachträglich in „ungenügend“ abgeändert werden. 
Die Entscheidung trifft der Prüfungsausschuss. War die Bachelorur-
kunde bereits ausgehändigt, so entscheidet der Prüfungsausschuss 
zugleich erneut darüber, ob das Studium auch unter Zugrundelegung 
der abgeänderten Bewertung erfolgreich abgeschlossen wurde. Ist 
dies der Fall, so setzt er die Gesamtnote neu fest. Andernfalls schlägt 
er der Leiterin oder dem Leiter der Hochschule die Entziehung des 
akademischen Grades vor. Kann die betroffene Prüfungsleistung ge-
mäß § 25 wiederholt werden, so ist dem Prüfling hierzu Gelegenheit 
zu geben. Urkunden, die auf Grund von Entscheidungen nach die-
sem Absatz oder auf Grund der Entscheidung der Leiterin oder des 
Leiters der Hochschule unrichtig geworden sind, sind einzuziehen. 
An ihrer Stelle sind gegebenenfalls die zutreffenden Urkunden zu 
erteilen.

§ 28
Gesamtnote

(1) Nach erfolgreichem Abschluss aller Prüfungen und bei Vorlie-
gen der Leistungsnachweise des Moduls 16 wird das Gesamtergeb-
nis des Studiums festgestellt.

(2) Die Gesamtnote wird aus den in den einzelnen Modulen er-
zielten Punktzahlen errechnet. In die Gesamtnote fließen ein:
a)	 das Modul 15 mit 20 %;
b)	 das Modul 16 mit 20 %;
c)	 das arithmetische Mittel der in den übrigen Modulen erzielten 

Bewertungen, gewichtet im Verhältnis der auf die einzelnen Mo-
dule entfallenen Leistungspunkte, mit insgesamt 60 %; Modul 
01 bleibt unberücksichtigt.

Zur Festsetzung der Gesamtnote wird zunächst die Punktzahl des auf 
Absatz 2 Satz 1 Buchstabe c entfallenen Notenanteils auf drei Dezi-
malstellen genau ohne Auf- und Abrundung errechnet. Sodann ist die 
Punktzahl der Gesamtnote auf zwei Dezimalstellen hinter dem Kom-
ma zu berechnen; die dritte Dezimalstelle bleibt unberücksichtigt.

§ 29
Abschlusszeugnis, Mitteilung, Urkunde

(1) Ist die Laufbahnprüfung bestanden, erteilt die Hochschule für 
Wirtschaft und Recht ein Abschlusszeugnis, aus dem hervorgeht, 
dass mit der bestandenen Prüfung die Befähigung für die Laufbahn 
des gehobenen Polizeivollzugsdienstes erworben ist. Wer die Lauf-
bahnprüfung endgültig nicht bestanden hat, erhält darüber eine 
schriftliche Mitteilung. Das Abschlusszeugnis ist von der Leiterin 
oder dem Leiter der Hochschule sowie von dem vorsitzenden Mit-
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men mit der Hochschule für Wirtschaft und Recht Gang und Inhalt 
der Ausbildung.

§ 35
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2010 in Kraft.

Berlin, den 27. August 2010

Senatsverwaltung für Inneres und Sport

Dr. Erhart K ö r t i n g

chen, können Hochschule und Dienstbehörde einvernehmlich und 
mit Zustimmung der für die Ordnung der Laufbahnen zuständigen 
obersten Dienstbehörde bis zur Änderung dieser Verordnung abwei-
chende Regelungen treffen.

§ 34
Übergangsregelungen

Wer vor Inkrafttreten dieser Verordnung sein Studium an der 
Fachhochschule für Verwaltung und Rechtspflege Berlin (FHVR) 
oder an der Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin (HWR) auf-
genommen hat, setzt sein Studium nach zu diesem Zeitpunkt gelten-
den Vorschriften fort. Soweit Teile des Studiums oder Prüfungen 
wiederholt werden müssen, regelt die Dienstbehörde im Einverneh-

Verordnung 
über die Festsetzung des Bebauungsplans XIII-94-1 

im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, 
Ortsteil Mariendorf

Vom 7. September 2010

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- oder Formvor-

schriften, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Ab-
satz 2a Nummer 3 und 4 des Baugesetzbuchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb von einem Jahr, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Tempelhof-
Schöneberg von Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, 
der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten 
Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbe-
achtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 7. September 2010

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin

B a n d

Bezirksbürgermeister

K r ö m e r

Bezirksstadtrat

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der 
Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), in Verbindung mit § 6 Absatz 5 und mit § 11 Absatz 1 des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 
7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 3. November 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan XIII-94-1 vom 18. Dezember 2009 für eine 

Teilfläche des Grundstücks Mariendorfer Damm 19/21 B / Lerchen-
weg 33-35 im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Mariendorf, 
wird festgesetzt. Er ändert teilweise den durch Verordnung über die 
Festsetzung des Bebauungsplans XIII-94 im Bezirk Tempelhof, 
Ortsteil Mariendorf, vom 22. Mai 1973 (GVBl. S. 808) festgesetzten 
Bebauungsplan sowie teilweise den durch Verordnung über die Fest-
setzung des Bebauungsplans XIII-49-5 im Bezirk Tempelhof, Orts-
teil Mariendorf, vom 15. Februar 1961 (GVBl. S. 1539) festgesetz-
ten Bebauungsplan.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Tempel-

hof-Schöneberg von Berlin, Abteilung Bauwesen, Amt für Geoin-
formation und Vermessung, beglaubigte Abzeichnungen des Bebau-
ungsplans können beim Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von 
Berlin, Abteilung Bauwesen, Amt für Planen, Genehmigen und 
Denkmalschutz, Fachbereich Planen und Fachbereich Genehmigen 
und Denkmalschutz, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XV-70a 

im Bezirk Treptow-Köpenick, Ortsteile Bohnsdorf und Altglienicke
Vom 7. September 2010

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), in Ver-
bindung mit § 6 Absatz 5 des Gesetzes zur Ausführung des Bauge
setzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. 
S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan XV-70a vom 5. November 2008 für das Ge-

lände zwischen Bundesstraße B 96a, südlicher Grenze der Grünberg
allee, der Siedlung südlich der Grünbergallee, Hufenweg, südlichem 
Teil des Dorfplatzes, westlicher Grenze der Autobahn A 117, der 
Siedlung westlich der Autobahn A 117 und der Landesgrenze zu 
Brandenburg sowie für eine Teilfläche des Hufenweges und die ge-
plante Verlängerung der Schützenstraße zur Bundesstraße B 96a im 
Bezirk Treptow-Köpenick, Ortsteile Bohnsdorf und Altglienicke, 
wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Trep-

tow-Köpenick von Berlin, Abteilung Bauen und Stadtentwicklung, 
Vermessungsamt, beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans 
können beim Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin, Abteilung 
Bauen und Stadtentwicklung, Stadtplanungsamt und Bau- und Woh
nungsaufsichtsamt, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung 
dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Treptow-Köpenick 
von Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Ver-
letzung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 
genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel 
gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 7. September 2010 

Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin

Gabriele S c h ö t t l e r

Bezirksbürgermeisterin

Rainer H ö l m e r

Bezirksstadtrat für Bauen und 
Stadtentwicklung


